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74. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen

75. Kundmachung: Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge
76. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die internationale

Geltung von Strafurteilen
77. Kundmachung: Geltungsbereich des Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Minder-

heiten
78. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M73 gemäß Rn. 10 602 des

ADR über die Beförderung gefährlicher Güter in faserverstärkten Kunststoff-
tanks nach neuem Anhang B.1c

79. Kundmachung: Geltungsbereich der Vereinbarung M80 gemäß Rn. 2010 des ADR über die
Einstufung wassergefährdender Stoffe sowie ihrer Lösungen und Gemische
(wie Zubereitungen und Abfälle), die nicht in die Klasse 1 bis 8 oder die
anderen Ziffern der Klasse 9 eingestuft werden können

74. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Israel am 8. Februar 1999 seine
Erklärungen zu Art. 15 Abs. 6 und Art. 24 zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen (BGBl. Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 127/1998) wie
folgt ersetzt:

Art. 15 Abs. 6:

Alle Ersuchen und sonstigen Mitteilungen an Israel nach dem Übereinkommen sollen an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Ministry of Justice
Directorate of Courts
Department of Legal Assistance to Foreign Countries
P.O. Box 34142
91340 JERUSALEM.

Art. 24:

Für die Zwecke des Übereinkommens werden vom Staat Israel die folgenden Behörden als Justizbe-
hörden betrachtet:
– Jeder zuständige Gerichtshof oder Gericht;
– der Generalanwalt (Attorney General) des Staates Israel;
– der Staatsanwalt (State Attorney) des Staates Israel;
– der Direktor der Abteilung für Internationale Angelegenheiten des Justizministeriums.

Klima

75. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Wiener Über-
einkommens über das Recht der Verträge

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge (BGBl.
Nr. 40/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 147/1996) hinterlegt:
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Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

China 3. September 1997
Costa Rica 22. November 1996
Kuba 9. September 1998
Demokratische Volksrepublik
  Laos 31. März 1998
Myanmar 16. September 1998
Senegal 11. April 1986
Tadschikistan 6. Mai 1996

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

China

Vorbehalt zu Art. 66.

Costa Rica

1. Hinsichtlich Art. 11 und 12 erklärt Costa Rica den Vorbehalt, daß die costaricanische
Verfassungsrechtsordnung keine nicht der Ratifikation durch die Gesetzgebende Versammlung unter-
liegende Form der Zustimmung gestattet.

2. Hinsichtlich Art. 25 erklärt Costa Rica den Vorbehalt, daß die politische Verfassung von Costa
Rica die vorläufige Anwendung von Verträgen nicht gestattet.

3. Costa Rica legt Art. 27 dahingehend aus, daß er sich auf sekundäres Recht und nicht auf die
Bestimmungen der politischen Verfassung bezieht.

4. Costa Rica legt Art. 38 dahingehend aus, daß kein Satz des Völkergewohnheitsrechts den Vorrang
gegenüber irgendeiner Bestimmung des Interamerikanischen Systems hat, zu dem seiner Auffassung nach
dieses Übereinkommen supplementär ist.

Kuba

Vorbehalt:

Kuba macht einen ausdrücklichen Vorbehalt zu dem in Art. 66 des Übereinkommens festgelegten
Verfahren, da es der Ansicht ist, daß jede Streitigkeit mit Mitteln, die durch eine Vereinbarung zwischen
den Streitparteien beschlossen wurden, beigelegt werden soll; Kuba kann deshalb keine Lösungen
akzeptieren, die für eine Partei ohne Zustimmung der anderen als Mittel vorsehen, die Streitigkeit einem
Verfahren zur gerichtlichen oder schiedsgerichtlichen Beilegung oder einem Vergleichsverfahren zu
unterwerfen.

Erklärung:

Kuba erklärt, daß das Übereinkommen im wesentlichen jene Normen kodifiziert und systematisiert
hat, die durch das Gewohnheitsrecht und andere Quellen des Völkerrechts in bezug auf die Verhandlung,
Unterzeichnung, Ratifikation, das Inkrafttreten, die Beendigung sowie andere Vorschriften über inter-
nationale Verträge geschaffen wurden; auf Grund ihres verbindlichen Charakters und der Tatsache, daß
sie durch allgemein anerkannte Quellen des Völkerrechts geschaffen wurden, sind diese Bestimmungen,
insbesondere jene, die sich auf die Ungültigkeit, Beendigung und Suspension der Anwendung von
Verträgen beziehen, auf jeden Vertrag anwendbar, den Kuba vor dem obengenannten Übereinkommen
ausgehandelt hat, im wesentlichen Verträge, Vereinbarungen und Konzessionen, die unter ungleichen
Bedingungen ausgehandelt wurden oder die seine Souveränität und territoriale Unversehrtheit nicht
berücksichtigen oder beeinträchtigen.

Klima

76. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die internationale Geltung von Strafurteilen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Litauen am 11. Februar 1999 nachstehende
Erklärung zum Europäischen Übereinkommen über die internationale Geltung von Strafurteilen (BGBl.
Nr. 249/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 131/1998) abgegeben:
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Bezugnehmend auf Art. 63 des Übereinkommens stellt das Außenministerium Litauens die Liste
jener Sanktionen zur Verfügung, die in der Republik Litauen angewendet und vollstreckt werden:

Hauptstrafen sind die folgenden:

1. Gefängnis

Gefängnis kann für eine Dauer von drei Monaten bis zu 20 Jahren verhängt werden. Wenn vor dem
Strafende des früheren Verbrechens ein neues Verbrechen begangen wird, kann Gefängnis bis zu
25 Jahren verhängt werden. Lebenslanges Gefängnis kann wegen bestimmter Verbrechen verhängt
werden. Strafen für Personen, die zum Zeitpunkt der Begehung des Verbrechens unter 18 Jahre alt waren,
können nicht länger als zehn Jahre sein.

Unter Bedachtnahme auf die Schwere des begangenen Verbrechens und die Persönlichkeit der
verurteilten Person können Freiheitsstrafen vollzogen werden:

a) Im Gefängnis;
b) unter gewöhnlichen, strengen oder sehr strengen Vollzugsbedingungen;
c) in einer offenen Erziehungsanstalt;
d) in einer Erziehungsanstalt unter gewöhnlichen oder strengen Vollzugsbedingungen.

2. Gemeinnützige Arbeiten

Gemeinnützige Arbeiten können für einen Zeitraum von zwei Monaten bis zu zwei Jahren verhängt
werden. Wenn die Strafe am Arbeitsplatz der verurteilten Person vollzogen wird, wird ihr Einkommen um
5 bis zu 20% gekürzt.

3. Geldstrafen

Geldstrafen sind Vermögenssanktionen, die entweder als Hauptstrafe oder als ergänzende Bestrafung
verhängt werden können. Geldstrafen können als Hauptstrafen in einem Bereich von 100 (einhundert) bis
1 000 (eintausend) MLS verhängt werden. Geldstrafen als Zusatzstrafen können in einem Bereich von 10
(zehn) bis 500 (fünfhundert) MLS verhängt werden. Die Höhe der Geldstrafe für das begangene
Verbrechen wird vom Gericht unter Bedachtnahme auf die Schwere des begangenen Verbrechens, den
verursachten Schaden und das Vermögen der verurteilten Person verhängt.

Das Gericht kann durch eine Hauptstrafe eine bestimmte Gefängnisdauer als Ersatz für die Geldstrafe
verhängen, wenn die Person es ablehnt, die Geldstrafe zu zahlen, oder wenn es nicht möglich ist, die
Geldstrafe zu vollstrecken.

Zusammen mit Hauptstrafen können die folgenden zusätzlichen Sanktionen verhängt werden:

1. Einziehung von Vermögen

Die Einziehung von Vermögen ist eine verpflichtende Zusatzstrafe, die vom Gericht für die in
Art. 35 des Strafgesetzbuches der Republik Litauen vorgesehenen Verbrechen verhängt wird. Es ist
verpflichtend, daß die Einziehung von Vermögen auf das gesamte oder auf Teile des Vermögens, das
ausschließlich der verurteilten Person gehört oder auf Vermögen angewendet wird, das sich in der
Gewahrsame einer anderen Person befindet, aber durch den Täter im Zusammenhang mit dem
begangenen Verbrechen erlangt wurde.

2. Entziehung des Rechts, eine bestimmte Stellung innezuhaben oder einen bestimmten Beruf oder eine
bestimmte Tätigkeit auszuüben

Die Entziehung des Rechts, eine bestimmte Stellung innezuhaben oder einen bestimmten Beruf oder
eine bestimmte Tätigkeit auszuüben, ist eine Zusatzstrafe, die vom Gericht wegen eines Verbrechens
verhängt wird, das im Bereich der Tätigkeit der verurteilten Person oder unter Mißbrauch ihrer Stellung
begangen wurde, wobei das Gericht unter Bedachtnahme auf das begangene Verbrechen entscheidet, daß
die verurteilte Person nicht mehr Tätigkeiten in bestimmten Bereichen ausüben darf.

Die Entziehung des Rechtes, Tätigkeiten in bestimmten Bereichen auszuüben, kann für einen
Zeitraum von einem Jahr bis zu fünf Jahren verhängt werden.

Klima
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77. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Rahmenüber-
einkommens zum Schutz nationaler Minderheiten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten (BGBl. III
Nr. 120/1998) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Armenien 20. Juli 1998
Russische Föderation 21. August 1998
Schweiz 21. Oktober 1998

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunden haben nachstehende Staaten Erklärungen
abgegeben:

Russische Föderation
Die Russische Föderation ist der Auffassung, daß niemand berechtigt ist, in die bei der Unter-

zeichnung oder der Ratifikation des Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten
vorgebrachten Vorbehalte und Erklärungen einseitig eine Definition des Begriffs „nationale Minderheit“
einzuführen, die im Rahmenübereinkommen nicht enthalten ist. Nach Ansicht der Russischen Föderation
stehen Versuche, Personen von dem Anwendungsbereich des Rahmenübereinkommens auszuschließen,
die im Hoheitsgebiet der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens ihren ständigen Wohnsitz haben
und denen die Staatszugehörigkeit, die sie zuvor besaßen, willkürlich entzogen wurde, im Widerspruch zu
den Zielen des Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten.

Schweiz
Die Schweiz erklärt, daß als nationale Minderheiten im Sinne des vorliegenden Rahmenüberein-

kommens in der Schweiz diejenigen Gruppen von Personen gelten, die zahlenmäßig kleiner als der Rest
der Bevölkerung des Landes oder eines Kantons sind, deren Angehörige die schweizerische Staatsbürger-
schaft besitzen, alte solide und dauerhafte Bindungen zur Schweiz unterhalten und vom Willen getragen
werden, gemeinsam zu bewahren, was ihre Identität ausmacht, insbesondere ihre Kultur, ihre Traditionen,
ihre Religion oder ihre Sprache.

Die Schweiz erklärt, daß die Bestimmungen des Rahmenübereinkommens über den Gebrauch der
Sprachen im Verkehr zwischen Privatpersonen und Verwaltungsbehörden anwendbar sind, ohne die
Grundsätze, welche die Eidgenossenschaft und die Kantone für die Festlegung der Amtssprachen
befolgen, zu beeinträchtigen.

Klima

78. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen
Vereinbarung M73 gemäß Rn. 10 602 des ADR über die Beförderung gefährlicher Güter
in faserverstärkten Kunststofftanks nach neuem Anhang B.1c

Die Multilaterale Vereinbarung M73 gemäß Rn. 10 602 des ADR über die Beförderung gefährlicher
Güter in faserverstärkten Kunststofftanks nach neuem Anhang B.1c (BGBl. III Nr. 11/1999, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 56/1999) wurde von Schweden am 10. Februar 1999
unterzeichnet.

Klima

79. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Vereinbarung
M80 gemäß Rn. 2010 des ADR über die Einstufung wassergefährdender Stoffe sowie ihrer
Lösungen und Gemische (wie Zubereitungen und Abfälle), die nicht in die Klasse 1 bis 8
oder die anderen Ziffern der Klasse 9 eingestuft werden können

Die Vereinbarung M80 gemäß Rn. 2010 des ADR über die Einstufung wassergefährdender Stoffe
sowie ihrer Lösungen und Gemische (wie Zubereitungen und Abfälle), die nicht in die Klasse 1 bis 8 oder
die anderen Ziffern der Klasse 9 eingestuft werden können (BGBl. III Nr. 14/1999, letzte Kundmachung
des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 68/1999) wurde von der Schweiz am 1. Jänner 1999 unterzeichnet.

Klima
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